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Datum: 03.02.2023 

 
 
 

A N T R A G 
der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und FW  
an die Verbandsversammlung 

 
 
 
 
 
Kooperationskonferenzen für die beruflichen Chancen junger Menschen 
nutzen 
- Antrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und FW 
 
 
 

Beratungsfolge  Termin Entscheidung 
Ausschuss für Soziales 01.03.2023 vorberatend 

Verbandsversammlung 08.03.2023 beschließend 

 
 
 
Finanzielle, personelle und organisatorische Auswirkungen 
 

 
 

Finanzielle Auswirkungen im laufenden Haushaltsjahr / Wirtschaftsjahr?  ☐ Nein    ☐ Noch nicht absehbar     ☐ Ja, € 

Stehen Mittel zur Verfügung? ☐ Nein   ☐ Ja Produkt / Sachkonto: 
Wird ein Antrag auf überplanmäßige / außerplan-
mäßige Ausgaben gestellt?   ☐ Nein     ☐ Ja 

Ist die Begründung der Unabweisbarkeit der Kosten in 
Sachverhaltsdarstellung enthalten?  ☐ Nein   ☐  
Ja   Ja 

Finanzielle Auswirkungen in den Folgejahren?   
☐ Nein     ☐ Noch nicht absehbar       ☐ Ja, € 

Auswirkungen auf den Stellenplan im lfd. Haushalts- / Wirtschaftsjahr? 

☐ Nein        ☐  Noch nicht absehbar       ☐ Ja 

Sonstige personelle / organisatorische Auswirkungen 

☐ Nein     ☐ Noch nicht absehbar     ☐ Ja    

Auswirkungen auf den Stellenplan in den Folgejahren? 

☐ Nein        ☐ Noch nicht absehbar        ☐ Ja 

Sonstige personelle / organisatorische Auswirkungen 

☐ Nein     ☐ Noch nicht absehbar     ☐ Ja 

Kosten insgesamt 

€   

 

Belastung LWV 

€   

Beteiligung Dritter 

€   

Ergänzende Darstellung zu den finanziellen Auswirkungen 

siehe unter Ziffer    der Begründung. 

 Veranschlagung 

im Teilergebnishaushalt 

☐   

im Teilfinanzhaushalt 

-Investitionstätigkeit- 

☐  

 

 

☐ Nein 

 

 

☐ Ja        

 

€                

€                

Sachkonto 
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Beschlussvorschlag 
 
Die VV bittet den VA, darauf hinzuwirken, dass im Zusammenhang mit den landesweit getroffenen 
Kooperationsvereinbarungen zwischen LWV und den kommunalen Trägern ein enger Austausch 
und eine regelmäßige Zusammenarbeit mit der Jugendberufshilfe des örtlichen Jugendhilfeträgers 
stattfinden kann. Die Themen Ausbildung und Arbeit für junge behinderte Menschen oder von 
Behinderung bedrohten jungen Menschen sollte Bestandteil der Kooperationskonferenzen werden. 
 
 
 
 
Begründung 
 
Die Jugendberufshilfe ist nach § 13 laut SGB VIII eine Aufgabe der Jugendhilfe. Durch die 
Zusammenarbeit auf den Kooperationskonferenzen kann mit Blick auf Inklusion auch für 
Jugendliche mit Behinderung eine verbesserte berufliche Eingliederung erreicht werden. Viele 
Kommunen haben Netzwerke mit den vielfältigen örtlichen Arbeitsmarkt- und Ausbildungsakteuren 
aufgebaut.  
 
 
 

gez. gez. gez. gez.   

Carsten Müller Michael Thiele Dr. Stefan Naas Albrecht Fritz 
SPD-Fraktion Fraktion B´90/Grüne FDP-Fraktion FW-Fraktion 
 




